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Verwaltungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

www.vwgh.gv.at 

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des E M, vertreten durch die 

Beneder Rechtsanwalts GmbH in Wien, der gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 23. Dezember 2024, Zl. I403 2304031-1/2E, 

betreffend ORF-Beitrag für das Jahr 2024, erhobenen Revision die 

aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antragn i c h t  s t a t t g e g e b e n . 

Begründung: 

1 Der Verwaltungsgerichtshof hat gemäß § 30 Abs. 2 VwGG auf Antrag des 

Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, 

wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach 

Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug des angefochtenen 

Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis 

eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger 

Nachteil verbunden wäre. 

2 Die Unverhältnismäßigkeit des Nachteils aus der Verpflichtung zu einer 

Geldleistung ist nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

(vgl. VwGH 25.2.1981, 2680/80, VwSlg. 10381/A) schon im Antrag auf 

Zuerkennung aufschiebender Wirkung durch zahlenmäßige Angaben über die 

gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers zu konkretisieren. 

Erst die ausreichende und zudem glaubhaft dargetane Konkretisierung 

ermöglicht die vom Gesetz gebotene Interessenabwägung. 

3 Mangels jeglicher Darstellung der wirtschaftlichen Verhältnisse der 

revisionswerbenden Partei konnte dem Antrag auf Zuerkennung der 

aufschiebenden Wirkung nicht stattgegeben werden. 

W i e n ,  am 26. August 2025 

 


